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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Einen Tag nach der Abstimmung über das Freihandelsabkommen mit Indonesien im
März 2021 verlangte Christine Badertscher (gp, BE) vom Bundesrat per Postulat eine Ex-
post-Nachhaltigkeitsanalyse desselben. Diese soll die Umsetzung der
Nachhaltigkeitskriterien beim Palmöl prüfen; die Auswirkungen des strengen Schutzes
des geistigen Eigentums auf Medikamentenpreise und Zugang zu Saatgut evaluieren; die
Auswirkungen des indonesischen «Omnibus-Gesetzes» auf die Menschenrechtslage in
Indonesien einschätzen und darüber hinaus eine Analyse der Gewinner und Verlierer
der Abkommens liefern. Das Omnibus-Gesetz diene vordergründig der Schaffung von
Arbeitsplätzen, berichtete die WOZ im Februar 2021. Für dessen Umsetzung seien
jedoch zahlreiche Gesetze angepasst worden, um die Akquisition von Investoren zu
vereinfachen. Laut WOZ sind ein Abbau von Arbeitsrechten, eine Machtzentralisierung
in Jakarta und die Abschaffung von Umweltprüfungen und anderweitigen Auflagen für
Firmen die Folge des Gesetzespakets. 
Als Begründung führte Badertscher an, dass die GPK-NR Nachhaltigkeitsanalysen für
Freihandelsabkommen ex ante schon seit längerem fordere, eine solche aber für das
FHA mit Indonesien nicht durchgeführt worden sei – folglich sei jetzt eine Ex-post-
Analyse nötig. Das knappe Abstimmungsergebnis zeige die Skepsis der Bevölkerung
gegenüber Palmöl, dem strengen Schutz des geistigen Eigentums und den negativen
Auswirkungen des Abkommens auf die indonesische Bevölkerung. 
Der Bundesrat nahm im April 2021 Stellung zum Postulat und versprach im Rahmen der
Erfüllung des Postulats der GPK-NR (Po. 19.3011) einen Bericht zu den methodischen
Möglichkeiten für solche Nachhaltigkeitsstudien (ex-ante) vorzulegen. Der Bericht solle
auch Auskunft darüber geben, ob ex-post Analysen machbar seien, wobei das
Abkommen mit Indonesien ein geeigneter Anwendungsfall wäre. Aus diesem Grund
zeigte sich der Bundesrat dem Postulatsanliegen gegenüber aufgeschlossen, forderte
jedoch die Ablehnung von Ziffer 3 (Omnibus-Gesetz), da dieses nicht mit dem
Freihandelsabkommen zusammenhänge. 
Der Nationalrat nahm in der Sommersession die Ziffern 1, 2 und 4 an und lehnte gemäss
Vorschlag des Bundesrats Ziffer 3 ab. 1

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
AMANDO AMMANN

Im April 2023 veröffentlichte der Bundesrat seine Botschaft zum Abkommen zwischen
der Schweiz und Indonesien über die Förderung und den Schutz von Investitionen.
Das Abkommen soll Schweizer Investitionen in Indonesien sowie indonesischen
Investitionen in der Schweiz Schutz vor politischen Risiken – wie beispielsweise
staatlicher Diskriminierung oder unrechtmässiger Enteignung – bieten. Das vorliegende
Abkommen sei das erste Investitionsschutzabkommen, welches mit einem neuen
Verhandlungsansatz erarbeitet wurde: Im Gegensatz zu früheren
Investitionsschutzabkommen verfüge das Abkommen selber über detaillierte
Bestimmungen zum Streitbeilegungsverfahren und zu den Schiedsgerichten. Damit
werde der Ermessensspielraum der Schiedsgerichte bei der Auslegung und Anwendung
des Abkommens eingeschränkt. Zudem enthalte es unter anderem spezifische Artikel
zur gesellschaftlichen Verantwortung der Unternehmen und zur
Korruptionsbekämpfung. Dadurch soll das Ziel des Investitionsschutzes mit demjenigen
der nachhaltigen Entwicklung in Übereinstimmung gebracht werden. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.04.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat beriet in der Herbstsession 2023 über das Investitionsschutzabkommen
zwischen der Schweiz und Indonesien. Kommissionssprecher Pirmin Bischof (mitte,
SO) stellte das Abkommen vor und betonte die Wichtigkeit solcher Abkommen für die
Schweiz als kleines Land mit einer hohen Exportquote. Entsprechend beantrage die
Kommissionsmehrheit Zustimmung. Die Kommissionsminderheit, vertreten durch Carlo
Sommaruga (sp, GE), beklagte, dass nur die Investoren sowie die Staaten Zugang zu den
Schiedsgerichten hätten; Gewerkschaften und Umweltschutzorganisationen hingegen
müssten bei einem mutmasslichen Vertragsbruch vor lokalen Gerichten klagen, die
leider oft sehr langsam arbeiteten oder gar bestechlich seien. Mit 29 zu 10 Stimmen
sprach sich der Ständerat in der Folge für die Genehmigung des Abkommens aus. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Auch im Nationalrat, der das Investitionsschutzabkommen zwischen der Schweiz und
Indonesien in der Wintersession 2023 beriet, gab es links-grünen Widerstand gegen
das Geschäft: Während die Mehrheit der APK-NR auf Eintreten plädierte, beantragte
eine Minderheit um Nicolas Walder (gp, GE) Nichteintreten. Dieser wies – wie zuvor
bereits Carlo Sommaruga (sp, GE) im Ständerat – darauf hin, dass mit dem Abkommen
nur ausländische Investoren Zugang zu privaten Schiedsgerichten erhielten, nicht
jedoch die lokalen Wirtschaftsakteure oder die Zivilgesellschaft. Darüber hinaus sei es
nicht angemessen, dass mit diesem Abkommen sämtliche Investitionen geschützt
würden. Aus Sicht der Minderheit sollten beispielsweise Investitionen in fossile
Energieträger vom Schutz ausgenommen werden. Nach diesem Votum signalisierten die
Fraktionen der FDP.Liberalen, der Mitte und der SVP Zustimmung zum Geschäft. Die
Vertreterinnen und Vertreter der SP- und der Grünen-Fraktion sprachen sich gegen das
Abkommen aus. Eintreten wurde mit 127 zu 64 Stimmen bei 4 Enthaltungen
beschlossen. 
In der Gesamtabstimmung sprachen sich die Mitglieder der grossen Kammer mit 125 zu
62 bei 8 Enthaltungen für den Entwurf aus. Nebst den fast geschlossen stimmenden
bürgerlichen Parteien hatte sich auch die GLP-Fraktion für das Geschäft
ausgesprochen.

Im Rahmen der Schlussabstimmungen nahm der Nationalrat die Vorlage mit 132 zu 64
Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Für Ablehnung des Abkommens stimmten die SP- und
die Grünen-Fraktion sowie ein Mitglied der SVP-Fraktion. Im Ständerat wurde das
Geschäft mit 39 zu 6 Stimmen angenommen. Auch hier stammten die Gegenstimmen
von Mitgliedern der SP sowie der Grünen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Klimapolitik

Im November 2022 fand in Ägypten die 27. UNO-Klimakonferenz (die so genannte
COP27) statt. Ein erstes wichtiges Ziel der Konferenz bestand laut Medienmitteilungen
des EDA und des Bundesrates darin, sicherzustellen, dass die Staaten ihre an der
Klimakonferenz von Paris eingereichten Reduktionsziele einhalten. Weiter sollte die
Frage diskutiert werden, wie sich die Staaten besser an die Folgen des Klimawandels
anpassen können. Auch sollten die Umsetzungsregeln für den an der COP26
beschlossenen Marktmechanismus betreffend die Anrechenbarkeit von im Ausland
erzielten Emissionsverminderungen verabschiedet werden. Zudem sollte ein neues
Finanzierungsziel für die Umsetzung von Klimaschutzmassnahmen in
Entwicklungsländern ab 2025 festgelegt werden. Die Schweiz verfolgte bei den
Verhandlungen unter anderem das Ziel, dass ein konkreter Zeitplan für den Ausstieg aus
den fossilen Brennstoffen beschlossen wird. Die Schweiz wollte sich auch dafür
einsetzen, dass sich die konkreten Beschlüsse auf die Länder und Sektoren mit den
grössten Emissionen konzentrieren und dass auch die Finanzflüsse künftig
klimafreundlich ausgestaltet werden. Seitens der Schweizer Regierung betonte
Bundespräsident Cassis in seiner Rede am Eröffnungsanlass, dass die Schweiz vorsehe,
Gelder für die Wiederauffüllung des Globalen Umweltfonds sowie für den Special
Climate Change Fund und den Fonds für die Bedürfnisse der am wenigsten
entwickelten Länder zu sprechen.
Am Ende der Konferenz einigten sich die Staaten auf ein Arbeitsprogramm bis 2026.
Zum Bedauern der offiziellen Schweiz nahm dieses die Länder mit den höchsten
Treibhausgasemissionen nicht speziell in die Pflicht, ihren Ausstoss zu verringern.
Enttäuscht zeigte sich die Schweiz auch darüber, dass keine Beschlüsse zum Ausstieg
aus Kohle und zum Abbau der Subventionen für Erdöl und Erdgas gefällt worden waren.
Diese Pläne wurden insbesondere von China, Indien, Indonesien und Brasilien blockiert.
Auch das Ziel, die weltweiten Finanzflüsse klimafreundlicher auszugestalten, konnte
nicht erreicht werden. Erfreulicher war aus Schweizer Sicht der Beschluss, einen neuen
Fonds zu errichten, mit dem die verletzlichsten Länder (bspw. Inselstaaten) im Umgang
mit den Schäden des Klimawandels unterstützt werden sollen. Allerdings wurde noch
nicht geregelt, welche Länder in den Fonds einzahlen sollen oder wie die Gelder verteilt
werden.
Insgesamt zeigten sich die Schweizer Delegation an der COP27 sowie die Schweizer
Medien weitgehend enttäuscht über die Resultate der Konferenz. Der Tages-Anzeiger
argumentierte, dass insbesondere der Zustand, dass gewisse Länder mit grossem CO2-
Ausstoss wie China und Indien weiterhin in der Kategorie der Entwicklungsländer

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.11.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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eingestuft werden, höchst problematisch sei. Die Einstufung war an der
Umweltkonferenz von 1992 in Rio de Janeiro vorgenommen und seither nicht mehr
geändert worden. Dadurch müssten diese Länder nicht die gleichen Verpflichtungen
wie die als Industriestaaten eingestuften Länder eingehen und drückten sich somit vor
ihrer Verantwortung. Auch Simonetta Sommaruga und der Leiter der Schweizer
Delegation Franz Perrez kritisierten, dass die grossen Emittenten und die starke Öl- und
Gaslobby konkrete Massnahmen wie den Kohleausstieg und die Abkehr von
Subventionen für fossile Energieträger verhindert hätten. 5
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